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Durchsetzungsinitiative
2010 stimmte das Stimmvolk der Aus-
schaffungsinitiative zu. Das Parlament 
verabschiedete ein Gesetz zu deren Um-
setzung: Dieses listet über 50 Delikte auf, 
nach denen Ausländer ausgeschafft wer-
den sollen. Der SVP reicht das nicht. Mit 
der Durchsetzungsinitiative soll ein De-
liktekatalog in der Verfassung verankert 
werden, um einen absoluten Ausschaf-
fungsmechanismus sicherzustellen.

Ja: SVP, EDU
Nein: SP, FDP, CVP, GPS, BDP, GLP, EVP, 
Economiesuisse, Gewerkschaftsbund 

Zweite Gotthardröhre
Der Gotthard-Strassentunnel muss sa-
niert werden. Um den Verkehrsfluss 
während der Sanierungszeit zu gewähr-
leisten, möchten Bundesrat und Parla-
ment eine zweite Röhre bauen. Ist die 
alte Röhre renoviert, soll in beiden Tun-
neln je eine Spur freigegeben werden. 

Ja: SVP, FDP, CVP, BDP, EDU, ACS, Astag, 
Economiesuisse, Gewerbeverband, TCS
Nein: SP, GPS, GLP, EVP, CVP NW, CVP UR, 
Gewerkschaftsbund, Pro Natura, VCS, WWF
Stimmfreigabe: CVP NE

Initiative gegen die Heiratsstrafe
80 000 Zweiverdiener- und viele Rent-
nerehepaare zahlen mehr direkte Bun-
dessteuern als Konkubinatspaare in der 
gleichen wirtschaftlichen Situation. Die 
CVP-Initiative verlangt die Beseitigung 
dieser Ungleichbehandlung sowie der 
Nachteile von Verheirateten bei der AHV. 
Ehepaare sollen gemeinsam besteuert 
und die Ehe als Gemeinschaft zwischen 
Mann und Frau definiert werden.

Ja: SVP, CVP, EVP, EDU, BDP AG, BDP BL, 
Schweizerische Bischofskonferenz
Nein: SP, FDP, GPS, GLP, BDP, Junge CVP ZH, 
Economiesuisse, Gewerkschaftsbund, Gewerbe-
verband, Pink Cross
Stimmfreigabe: BDP SG

Spekulationsstopp-Initiative
Die Initiative will Banken, Pensionskas-
sen und weiteren Anbietern den Handel 
mit Finanzprodukten untersagen, die an 
Agrarrohstoffe gekoppelt sind. Ausge-
nommen wäre die «nützliche» Finanz-
spekulation, die Bauern, Händlern und 
Mühlen hilft, Termine, Mengen und 
Preise abzusichern. Die Initianten erhof-
fen sich weniger spekulationsbedingte 
Preisschwankungen. 

Ja: SP, GPS, EVP, Gewerkschaftsbund, 
Kleinbauernvereinigung, WWF
Nein: SVP, FDP, CVP, GLP, BDP, EDU, Bankier-
vereinigung, Economiesuisse, Gewerbeverband

Volksabstimmungen 
Parolen für den 28. Februar

Staatsbesuch
Der tunesische Präsident 
kommt in die Schweiz
Der tunesische Präsident Béji Caïd 
 Essebsi wird am Donnerstag zu einem 
zweitägigen Staatsbesuch in Bern erwar-
tet. Der Besuch war ursprünglich bereits 
im November 2015 geplant, wurde je-
doch nach einem Attentat auf die Präsi-
dentengarde abgesagt. Die Beziehungen 
zwischen der Schweiz und Tunesien ha-
ben sich seit der tunesischen Revolution 
2011 intensiviert. Mit dem Staatsbesuch 
würdigt die Schweiz auch den Weg, den 
Tunesien in den vergangenen Jahren hin 
zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
zurückgelegt hat, wie das Justizdeparte-
ment mitteilte. (SDA)

Medien
Journalistenverbände pochen 
auf GAV in der Deutschschweiz
Deutschsprachige Journalistenverbände 
pochen auf gute Arbeitsbedingungen 
und Schutz für Journalisten. Als beste 
Voraussetzung dafür sehen sie Gesamt-
arbeitsverträge (GAV), die es in der 
Deutschschweiz und im Tessin nicht 
gibt. Rund 20 Vertreter von Journalisten-
verbänden und Gewerkschaften aus der 
Schweiz, Deutschland und Österreich 
lancierten gestern in Bern den «Berner 
Appell» für gute Arbeitsbedingungen 
und eine Stärkung des Service public. In 
Deutschschweizer Verlagshäusern gibt 
es seit über zehn Jahren keinen GAV 
mehr. Vom Tisch ist das Thema aber 
nicht: Der Verband Schweizer Medien 
beauftragte im September eine Arbeits-
gruppe, dem Präsidium einen Vertrags-
rahmen vorzulegen. (SDA)

Nachrichten

Die «Neue Luzerner Zeitung» 
und das «St. Galler Tagblatt» 
sollen einen gemeinsamen 
Chefredaktor erhalten.

Claudia Blumer

Vor zwei Jahren hat die NZZ die zwei 
Stammhäuser ihrer Freien Presse-Hol-
ding (FPH), die «Neue Luzerner Zeitung» 
und das «St. Galler Tagblatt», näher zu-
sammengeführt – vorerst auf der ge-
schäftlichen Ebene. Der Luzerner Ge-
schäftsleiter Jürg Weber verantwortet 
seit Ende 2014 beide Zeitungen, der 
St. Galler CEO Daniel Ehrat hat die Firma 
verlassen.

Nun werden die beiden Zeitungen, 
denen ein gutes Dutzend weiterer regio-
naler Blätter sowie Radio- und TV-Statio-
nen angehören, auch publizistisch zu-
sammenrücken. Gemäss Recherchen 
des TA plant die NZZ, Mehrheitseignerin 
der Freien Presse Holding, einen über-
regionalen Chefredaktor für beide Zei-
tungen einzusetzen. Dieser soll wie der 
heutige Geschäftsleiter von Zürich aus 
agieren und tageweise in St. Gallen und 
Luzern anwesend sein. Den Grund für 
die redaktionelle Konvergenz vermuten 

Branchenkenner in der Tatsache, dass 
beide Zeitungen – wie fast alle Medien – 
mit Auflagenschwund und Umsatzrück-
gang konfrontiert sind. St. Gallen trifft 
dies besonders: Das «Tagblatt» hat 2014 
erstmals rote Zahlen geschrieben. Für 
die seit drei Jahren erscheinende «Ost-
schweiz am Sonntag», die siebte Aus-
gabe des «Tagblatts», sucht die Firma 
dem Vernehmen nach eine Käuferin und 
hat dafür unter anderem mit Peter Wan-
ner, Verleger der AZ-Medien, Gespräche 
geführt.

Regionale Empfindlichkeiten
Mit diesen roten Zahlen wurde in Ver-
bindung gebracht, dass 2014 der Inner-
schweizer Jürg Weber – und nicht der 
Ostschweizer Daniel Ehrat – überregio-
naler CEO wurde. Ein Personalent-
scheid, der in den betroffenen Unter-
nehmen für Aufregung sorgte, zumal in 
St. Gallen, wo man sich von einem Tag 
auf den anderen aus Zürich beziehungs-
weise aus Luzern ferngesteuert sah. Von 
noch grösserer Brisanz dürfte die Ernen-
nung eines überregionalen Chefredak-
tors sein. Nimmt man diesmal einen Ost-
schweizer oder wieder jemanden aus 
der Innerschweiz oder einen Zürcher?

Gut für die interne Balance wäre je-
mand mit starkem Ostschweizer Bezug, 

als Ausgleich zum Innerschweizer Ge-
schäftsführer. Doch der neue Regional-
Chefredaktor müsste beide Landesteile 
gut kennen, und zudem internen Rück-
halt und viel Durchsetzungsvermögen 
haben, um beide Redaktionen so weit 
wie möglich zu vereinen. Ost- und Inner-
schweiz mögen kulturelle und politische 
Gemeinsamkeiten haben – doch es sind 
zwei unterschiedlich funktionierende 
Mikrokosmen, und Redaktoren wie 
Leser schaft reagieren empfindlich auf 
einen Verlust an regionaler Identität.

Die NZZ hat in den letzten Monaten 
mit mehreren valablen Kandidaten ge-
sprochen, die sich für den Posten eignen 
würden. Dem Vernehmen nach wurde 
mittlerweile ein Entscheid gefällt. Es 
kursieren Namen wie Pascal Hollen-
stein, der heutige Inlandchef der «NZZ 
am Sonntag», der die Zeitung dem-
nächst verlässt; Markus Somm, Chefre-
daktor der «Basler Zeitung», oder Mar-
kus Eisen hut, früherer Co-Chefredaktor 
des «Tages- Anzeigers» und heutiger 
Kommunikationschef der Zurich 
Schweiz. Hollenstein und Somm äussern 
sich auf Anfrage nicht. Eisenhut sagt: 
«Mir gefällt es bei der Zurich sehr gut. 
Ein Wechsel steht nicht zur Diskussion.»

Weiter stellt sich die Frage, was mit 
den heutigen Chefredaktoren geschieht. 

Während der Luzerner Chefredaktor 
Thomas Bornhauser in den kommenden 
Jahren pensioniert wird, bleibt der 
50-jährige St. Galler Chefredaktor Phil-
ipp Landmark noch länger berufstätig.

«Strukturelle Anpassungen»
Die NZZ will die Pläne nicht bestätigen. 
Sie sagt aber, dass die Redaktionen künf-
tig stärker zusammenarbeiten und Teile 
der Inhalte aus einer Hand produzieren 
werden. Über die allfällig damit verbun-
denen «strukturellen Anpassungen» 
werde die NZZ «zeitnah intern und 
 extern kommunizieren», schreibt die 
Sprecherin. Aktuell konzentriere man 
sich auf das gemeinsame Layout für alle 
14 Regionaltitel sowie die Einführung ei-
nes einheitlichen Redaktionssystems.

Noch ist das neue Führungskonstrukt 
für die Regionalmedien allerdings nicht 
vollends beschlossen. Es braucht dafür 
nicht nur die Zustimmung der Freien 
Presse Holding, sondern auch diejenige 
der Verwaltungsräte der beiden Firmen 
Tagblatt Medien und LZ Medien. Das 
setzt bei den Verantwortlichen Finger-
spitzengefühl und Überzeugungskraft 
voraus. Anderseits, davon gehen Beob-
achter aus: Wenn der Beschluss des 
Mutter hauses NZZ feststeht, ist der Rest 
Formsache.

Die NZZ setzt auf einen regionalen Super-Chefredaktor

Philippe Reichen 
Lausanne

Es existiert bis heute kein schriftlicher 
Beleg dafür, dass Aussenminister Pierre 
Graber im September 1970 mit der Paläs-
tinensischen Befreiungsorganisation 
(PLO) einen Geheimdeal abgeschlossen 
hat. Auch in Grabers persönlicher 
Agenda jener Zeit findet sich kein Hin-
weis dazu. Das in der Bibliothek von La 
Chaux-de-Fonds aufbewahrte Doku-
ment war bisher nicht öffentlich einseh-
bar. Seit heute ist es auf der Internetseite 
der Diplomatischen Dokumente der 

Schweiz (www.dodis.ch) einsehbar. Die 
Agenda zeigt, wie dicht gedrängt die 
Termine in Grabers Agenda während 
der Entführung einer DC-8 der Swissair 
und zwei weiterer Flugzeuge nach Jorda-
nien waren. Nach der Geiselnahme am 
6. September 1970 arbeitete der Waadt-
länder zeitweise fast rund um die Uhr. 
Den Tag über nimmt er an Krisensitzun-
gen mit dem Bundesrat teil. Nachts trifft 
er sich mit dem internationalen Krisen-
stab, um mithilfe des Internationalen 
Komitees des Roten Kreuzes (IKRK) die 
über 400 Geiseln in der jordanischen 
Stadt Zerqa freizubekommen. 

Bei so viel Hektik und Krisenbewälti-
gung war es Graber nicht mehr möglich, 
sich um das traditionelle Botschafter-
treffen zu kümmern, das zeitgleich in 
Bern stattfand. Stattdessen traf er gezielt 
Botschafter, die der Schweiz helfen 
konnten: mehrere Male den israelischen 
und an einem Abend auch Vertreter ara-
bischer Länder – stets mit dem Ziel vor 
Augen, die Geiselnahme zu beenden. 

Am Comptoir in Lausanne
Die Arbeit schien den Waadtländer per-
manent in Bern zu halten, zumal er auch 
Abendterminen, wie einem Diner zu Eh-
ren des französischen Staatssekretärs 
Jean de Lipkovski und einem Treffen der 
amtierenden und ehemaligen Bundes-
räte auf dem Landsitz Lohn nicht ein-
fach fernbleiben konnte. Dennoch soll 
der Aussenminister in diesen Tagen 
ohne Wissen des Bundesrats nach Genf 
gereist sein und dort an mehreren Tagen 
den Palästinenser Farouk Kaddoumi ge-
troffen haben. Das ist die These, die 

NZZ-Journalist Marcel Gyr in seinem 
Buch «Schweizer Terrorjahre» vertritt.

Kaddoumi, damals Aussenbeauftrag-
ter der Palästinensischen Befreiungsor-
ganisation (PLO), soll dem Aussenminis-
ter beim Geheimtreffen versichert ha-
ben, keine Terroranschläge auf Schwei-
zer Zielobjekte mehr zu verüben. Gleich-
zeitig habe sich Graber verpflichtet, ein 
PLO-Büro in Genf zu bewilligen. Ge-
heimdienstschef André Amstein und 
Bundesanwalt Hans Walder sollen Gra-
ber nach Genf begleitet haben. 

Traf Graber Kaddoumi tatsächlich, 
wird der Termin kaum in seiner Agenda 
stehen. Denn wäre ein solcher Deal pu-
blik geworden, hätte der Waadtländer 
zurücktreten müssen. Graber hätte den 
Bundesrat und den internationalen Kri-
senstab desavouiert. «Dafür war er viel 
zu loyal und karrierebewusst», sagt Alt-
Staatsekretär Franz Blankart, damals 
Grabers persönlicher Sekretär. In der 
Romandie hält sich Graber während der 
Flugzeugentführung offiziell nur am 

Morgen des 14. September auf. Er be-
sucht die Landwirtschaftsmesse Comp-
toir Suisse in Lausanne. Davor und da-
nach nimmt er an einer Bundesratssit-
zung teil, kann also nicht nach Genf. 

Ein Wochenende mit Lücken
Eine grössere Lücke existiert am Wo-
chenende des 19. und 20. September. 
Bereits am Freitag, 18. September, hätte 
Graber nach Strassburg reisen müssen, 
um im Europarat einen Bericht zu prä-
sentieren. Stattdessen traf er sich nach 
einer Bundesratssitzung mit Swissair-
Piloten und Botschaftern der Länder 
Frankreich, Spanien und Italien. Wirt-
schaftsminister Ernst Brugger über-
nahm den Auftritt vor dem Europarat. 
Auffällig ist, dass Graber bereits am 
8.  September ein Vorbereitungstreffen 
für den Europarat absagte, sein Fehlen 
also von langer Hand geplant hat. 

Grabers Einträge für das Wochen-
ende vom 19. und 20. September sind 
mit Ausnahme eines Coiffeurtermins am 

Samstagmorgen kaum entzifferbar. 
Reiste er allenfalls nach Genf? Es wäre 
während der Krisen seine einzige Mög-
lichkeit für einen längeren Aufenthalt 
ausserhalb von Bern gewesen, sofern er 
alle Termine eingetragen hat. Auch am 
Sonntag, dem Eidgenössischen Bettag, 
sind ausser einem Eintrag keine weite-
ren Verpflichtungen bekannt.  

Am 26. September fliegen die letzten 
in Zerqa von der jordanischen Armee 
befreiten Schweizer Geiseln nach Hause. 
Grabers Agenda lichtet sich. Für Franz 
Blankart, der die Agenda studiert hat, ist 
klar: «Ich sehe darin keine Spuren für 
Geheimverhandlungen.» Er habe so-
wieso immer wissen müssen, wo sich 
sein Chef aufhält, um ihn sofort ins Bun-
deshaus zu rufen. «In Genf war er da-
mals nie», so Blankart.

Grabers geheime Krisenagenda
Für Geheimverhandlungen mit der PLO blieb Aussenminister Pierre Graber im September 1970 praktisch 
keine Zeit. Das zeigen die Einträge in seiner Privatagenda.

Tagelange Krisensitzungen des Bundesrats: Pierre Grabers Agenda vom September 1970. Foto: Stadtbibliothek La Chaux-de-Fonds
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